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 M4.a	  
Die Tirailleurs Sénégalais

Die Tirailleurs Sénégalais – deutsch 
„Senegal(scharf)schützen“ – wurden 1857 
als Kolonialeinheiten des französischen 
Heeres gegründet. Sie setzten sich aus  
Soldaten aus dem Senegal sowie anderen 
Regionen „Französisch-Westafrikas“ und  
„Französisch-Äquatorialafrikas“ zusam-
men. Anders als andere Kolonialmächte 
setzte Frankreich seine kolonialen Truppen 
im Ersten und Zweiten Weltkrieg in großem  
Umfang auf dem europäischen Kontinent 
ein. Viele Soldaten wurden unter Zwang  
eingezogen, andere traten in die Armee  
ein, weil sie sich damit einen gesellschaft-
lichen Aufstieg innerhalb der kolonialen 
Hierarchie erhofften.

Im Zweiten Weltkrieg wurden erstmals 
„gemischte“ Einheiten gebildet, die aus  
weißen und Schwarzen Soldaten bestan- 
den. Die Tirailleurs Sénégalais, die 
nach der Niederlage Frankreichs in den 

Reihen der französischen Résistance 
weiterkämpften, wurden vor der 
Rückeroberung von Paris im Spätsommer 
1944 in Lager in Südfrankreich gebracht, 
um von dort aus in ihre Herkunftsländer 
zurückgeführt zu werden. Grund dafür war, 
dass die französische Befreiungsarmee bei 
ihrem Einmarsch in die Hauptstadt Paris 
„weiß“ sein sollte. Wegen der schlechten 
Versorgungssituation in den Lagern, der 
Ungleichbehandlung und des nicht ausge-
zahlten Soldes kam es wiederholt zu 
Protesten seitens der Kolonialsoldaten, die 
die französische Kolonialmacht teilweise 
mit massiver Gewalt beantwortete. So 
wurden am 1. Dezember 1944 beim 
„Massaker von Thiaroye“, einem Vorort von 
Dakar (Senegal), mindestens 35 bereits 
nach Westafrika zurückgeführte Tirailleurs 
erschossen. Der französische Umgang mit 
den Kolonialsoldaten verstärkte die anti-
kolonialen Bestrebungen in den Kolonien. 
Mit der Dekolonisation von „Französisch-
Westafrika“ in den 1960er-Jahren wurden 
die Tirailleurs Sénégalais aufgelöst.
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 M4.b	  
Auszug aus der Genfer Konvention zur 
Behandlung von Kriegsgefangenen, 1929

Die 1929 als zwischenstaatliches Abkom-
men vereinbarte Genfer Konvention 
regelte für den Fall des Krieges oder 
bewaffneten Konflikts den Umgang mit 
Kriegsgefangenen und bildete damit im 
Zweiten Weltkrieg einen zentralen Be- 
standteil des humanitären Völkerrechts.

Artikel 1. Die bewaffnete Macht der Kriegs-
parteien kann sich zusammensetzen aus 
Kombattanten und Nichtkombattanten.1 Im 
Falle der Gefangennahme durch den Feind 
haben die einen wie die anderen Anspruch auf 
Behandlung als Kriegsgefangene. 

Artikel 2. Die Kriegsgefangenen unterstehen 
der Gewalt der feindlichen Macht, aber nicht 
der Gewalt der Personen oder Truppenteile, die 
sie gefangengenommen haben.				 
 
Sie müssen jederzeit mit Menschlichkeit 
behandelt und insbesondere gegen Gewalt-
tätigkeiten, Beleidigungen und öffentliche 
Neugier geschützt werden.				  
 
Vergeltungsmaßnahmen an ihnen auszuüben  
ist verboten. 

Artikel 3. Die Kriegsgefangenen haben An-
spruch auf Achtung ihrer Person und ihrer 
Ehre. Frauen sind mit aller ihrem Geschlecht 
geschuldeten Rücksicht zu behandeln.  
Die Gefangenen behalten ihre volle bürgerliche 
Rechtsfähigkeit. 

Artikel 4. Der Staat, in dessen Gewalt sich die 
Kriegsgefangenen befinden (Gewahrsamsstaat), 
ist verpflichtet, für ihren Unterhalt zu sorgen.	  

Unterschiede in der Behandlung der Kriegs-
gefangenen sind nur insoweit zulässig, als es 
sich um Vergünstigungen handelt, die auf dem 
militärischen Dienstgrad, dem körperlichen oder 
seelischen Gesundheitszustand, der beruflichen 
Eignung oder dem Geschlecht beruhen. […]

Artikel 21. Die Kriegführenden sind verpflich-
tet, einander bei Beginn der Feindseligkeiten 
die in ihren Heeren gebräuchlichen Rangab-
zeichnungen und Dienstgrade mitzuteilen, 
um die Gleichmäßigkeit in der Behandlung 
der Offiziere und Gleichgestellten der 
entsprechenden Grade zu gewährleisten. 		
			    
Die kriegsgefangenen Offiziere und die ihnen 
Gleichgestellten sind mit der ihrem Rang 
und ihrem Alter zukommenden Rücksicht zu 
behandeln. […]

Artikel 46. Die Kriegsgefangenen dürfen  
durch die Militärbehörden und die Gerichte des 
Gewahrsamsstaats nicht mit anderen Strafen 
belegt werden als mit denjenigen, die für die  
gleichen Vergehen gegenüber den Militärper-
sonen des Heeres des Gewahrsamsstaats vorge- 
sehen sind. Kriegsgefangene Offiziere, Unter- 
offiziere oder Mannschaften sind bei Verbü- 
ßung einer Disziplinarstrafe keiner ungünstige-
ren Behandlung zu unterwerfen, als sie bei glei-
chem Dienstgrad hinsichtlich derselben Strafen 
in dem Heer des Gewahrsamsstaats vorge-
sehen sind. Verboten sind körperliche Strafen 
jeder Art, jede Einsperrung in nicht vom Tages-
licht erhellte Räume und überhaupt jede Art von 
Grausamkeit. Ebenso sind Kollektivstrafen für 
die Vergehen einzelner untersagt. […]

1. Nach dem humanitären Völkerrecht 
werden solche Personen als „Kombattanten“ 
bezeichnet, die zu Kriegshandlungen 
berechtigt sind.
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 M4.c+d	  
Rassistisch-antisemitische Propaganda-
bilder aus dem Zweiten Weltkrieg

In der 1940 verbreiteten deutschen 
Kriegspropaganda gegen den Einsatz 
alliierter Kolonialtruppen auf europäischen 
Kriegsschauplätzen wurden Rassismus 

Titelblatt des Illustrierten Beobachters mit dem Titel 
„Frankreichs Schuld“, 1940, Deutsches Historisches 
Museum, Berlin

gegen Schwarze Menschen, Antisemitismus 
und teilweise auch Sexismus miteinander 
kombiniert. Mit den Bildern wurde die  
Vorstellung aufgerufen, dass sich die  
„Juden“ der Schwarzen Soldaten bedien-
ten, um die „deutsche Nation“ zu „schän-
den“ bzw. die „weiße Rasse“ zu zerstören 
und so die „Weltherrschaft“ zu erlangen.

Undatiertes deutsches Propagandaplakat aus dem Zweiten 
Weltkrieg mit dem Titel „Deutscher! Soll das wieder 
Wahrheit werden?“, Poster Collection, GE 1200, Hoover 
Institution Archives 
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 M4.e+f	  
Zwei Anweisungen der deutschen 
Militärführung zum Verhalten deutscher 
Soldaten an der Westfront 				  
 
 

 M4.e	  
Diesen Befehl gab Oberst Walther Nehring, 
Stabschef der Panzergruppe Guderian, am 
21. Juni 1940 an seine Untergebenen aus:

Es ist festgestellt worden, daß franz. Kolonial-
soldaten deutsche Verwundete in bestialischer 
Weise verstümmelt haben. Gegenüber einge-
borenen Gefangenen ist jede Milde fehl am 
Platz. Zurückschicken solcher Gefangenen ohne 
Bewachung ist unbedingt zu vermeiden. Sie 
sind mit größter Schärfe zu behandeln.

Bundesarchiv – Militärarchiv Freiburg, RH 27–2, Bd. 45, 
21. Juni 1940, zitiert nach Scheck, Raffael 2009. Hitlers 
afrikanische Opfer. Die Massaker der Wehrmacht an 
schwarzen französischen Soldaten. Hamburg/Berlin, S. 69, 
Hervorhebung im Original

 
 M4.f	  

Diese Richtlinien gab Hans Hube, Komman-
deur der 16. Infanterie-Division, um den 
21. Juni 1940 in einem Merkblatt an die 
Angehörigen seiner Einheit heraus. Darin 
wurde ausgeführt, wie sich die Soldaten 
gegenüber Nachfragen von französischen 
Offizieren zur Behandlung Schwarzer 
Kriegsgefangener äußern sollten:

Der Einsatz schwarzer und farbiger Truppen 
gegen das deutsche Heer entspricht nicht dem  
Herren-Standpunkt der weißen Rasse gegen-
über den farbigen Völkern. Es wird also von  
uns als eine Schmach und Beleidigung emp- 
funden, und das umso mehr, als gerade unsere  
Div[ision] den schwersten Kampf mit Negern  
zu führen hatte. Auf die mehrfach schon aufge-
tauchte Frage [seitens weißer französischer 
Kriegsgefangener], ob wir die Neger und 

Farbigen erschössen, ist zu antworten:  
„Der deutsche Soldat erschießt seinen Gegner 
nur während des Kampfes. Erschießungen 
von gefangenen Soldaten, die sich keines 
Verbrechens gegen die Kriegsgesetze zu 
Schulde kommen ließen, widerspricht der 
soldatischen deutschen Auffassung und kommt 
nicht in Frage. Allerdings hätten nach unserer 
Auffassung diejenigen es verdient, erschossen 
zu werden, welche die Schwarzen gegen 
die deutschen Soldaten in den Krieg geführt 
haben.“ Auf die etwaige Entschuldigung der 
gefangenen Offiziere, daß sie in diesem Punkte 
der gleichen Ansicht seien wie wir, ist zu 
antworten: „Jedes Volk hat die Regierung, die 
es verdient, und jeder Soldat, die Führung, die 
er verdient.“

Bundesarchiv – Militärarchiv Freiburg, RH 26–2, Bd. 19, 
21. Juni 1940, zitiert nach Scheck, Raffael 2009. Hitlers 
afrikanische Opfer. Die Massaker der Wehrmacht an 
schwarzen französischen Soldaten. Hamburg/Berlin, S. 73, 
Hervorhebung im Original
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 M4.g	  
These des Historikers Raffael Scheck

Der Historiker Raffael Scheck schreibt, 
dass Schwarze Kriegsgefangene insgesamt 

[…] in einer Weise behandelt [wurden], die den 
Schrecken der rassistischen Kriegsführung 
während der deutschen Feldzüge auf dem 
Balkan und in der Sowjetunion vorwegnahm. 

Scheck, Raffael 2009. Hitlers afrikanische Opfer. Die 
Massaker der Wehrmacht an schwarzen französischen 
Soldaten. Hamburg/Berlin, S. 17

  
 M4.h 	  

Der deutsche Vernichtungskrieg  
gegen die Sowjetunion

Der am 22. Juni 1941 begonnene Krieg  
gegen die Sowjetunion – auch „Unterneh-
men Barbarossa“ genannt – war ein 
geplanter rassenideologischer Vernich- 
tungskrieg. Sein Ziel war die Zerschlagung 
der Sowjetunion zur Eroberung von 
„Lebensraum“ bzw. „Siedlungsraum“. 
Dieses Vorhaben schloss die Vertreibung 
und Vernichtung großer Teile der sowjeti-
schen Bevölkerung ein: Die als „jüdisch-
bolschewistisch“ erachteten politisch-
militärischen Eliten und die gesamte 
jüdische Bevölkerung sollten ermordet 
werden. Die als „slawisch“ angesehenen 
Bevölkerungsteile sollten unterworfen, 
ihre Zahl sollte durch Vertreibungs- und 
Hungerpolitik reduziert werden und sie 
sollten Sklavenarbeit für Deutschland 
leisten. 

Den von Einsatzgruppen der Sicherheits-
polizei und des SD (Sicherheitsdienstes) 
sowie weiteren Einheiten der SS, der 
Polizei und der Wehrmacht durchgeführten 
deutschen Mordaktionen an Jüdinnen 
und Juden, Roma sowie an Teilen der  

„slawischen“ Bevölkerung der Sowjetunion  
fielen zwischen 1941 und 1944 mehrere  
Millionen Zivilist*innen zum Opfer. Die 
eroberten Gebiete wurden systematisch 
zur Ernährung der deutschen Besatzungs- 
organe ausgebeutet, die Bevölkerung 
wurde bewusst ausgehungert. Mehrere 
Millionen sowjetischer Bürger*innen – 
unter ihnen viele Jugendliche – mussten 
Zwangsarbeit leisten. Als „Ostarbeiter“ 
waren sie – wie die polnischen Zwangs- 
arbeiter*innen – rassistischer Diskriminie- 
rung und Kontrolle sowie deutlich schlech-
teren Arbeits- und Lebensbedingungen 
ausgesetzt als westeuropäische Zwangs-
arbeiter*innen. 

Die deutsche Behandlung der sowjetischen 
Kriegsgefangenen verstieß gegen das 
geltende Kriegsrecht: Kriegsgefangene 
Soldat*innen der Roten Armee wurden  
misshandelt, sie kamen durch unzurei-
chende Unterbringung und Hunger ums 
Leben oder wurden gezielt ermordet. Von  
etwa 5,7 Millionen sowjetischen Kriegs- 
gefangenen starben mehr als 3 Millionen. 
Der Strafverfolgungszwang gegen Kriegs- 
verbrechen an sowjetischen Soldat*innen 
und der Zivilbevölkerung wurde aufge- 
hoben. Die Grundlage für die verbreche-
rische Vorgehensweise der deutschen 
Besatzungseinheiten im „Osten“ bildeten 
Befehle, die noch vor Beginn des Krieges 
gegen die Sowjetunion ausgearbeitet 
worden waren. Darunter waren der  
„Erlaß über die Ausübung der Kriegs-
gerichtsbarkeit im Gebiet ‚Barbarossa‘“ 
vom 13. Mai 1941, die „Richtlinien für das 
Verhalten der Truppe in Rußland“ vom  
19. Mai 1941 sowie die „Richtlinien für die 
Behandlung politischer Kommissare“ vom 
6. Juni 1941 (M4.i).
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 M4.i	  
Auszug aus den „Richtlinien für die 	 
Behandlung politischer Kommissare“ 
(„Kommissarbefehl“) vom 6. Juni 1941 

Der „Kommissarbefehl“, der am 6. Juni  
1941 auf Hitlers Anweisung für den bevor- 
stehenden Angriff auf die Sowjetunion 
ausgearbeitet wurde, beinhaltete „Richtli- 
nien“ für den Umgang mit kriegsgefange- 
nen politischen Kommissar*innen der Roten 
Armee, das heißt Offizier*innen, die für 
die politische Erziehung der Soldat*innen 
zuständig waren. Der Befehl bildete eine 
zentrale Grundlage für den deutschen 
Vernichtungskrieg im „Osten“, dessen 
Ziel die Zerschlagung der Sowjetunion 
zur Aneignung von „Siedlungsraum“ bzw. 
„Lebensraum“ für Deutsche war.

Richtlinien für die Behandlung politischer 
Kommissare.

Im Kampf gegen den Bolschewismus ist 
mit einem Verhalten des Feindes nach den 
Grundsätzen der Menschlichkeit oder des 

Völkerrechts nicht zu rechnen. Insbesondere 
ist von den politischen Kommissaren aller Art 
als den eigentlichen Trägern des Widerstandes 
eine haßerfüllte, grausame und unmenschliche 
Behandlung unserer Gefangenen zu erwarten.

Die Truppe muss sich bewußt sein:

1.)	 In diesem Kampfe ist Schonung und 
völkerrechtliche Rücksichtnahme diesen 
Elementen gegenüber falsch. Sie sind eine 
Gefahr für die eigene Sicherheit und die 
schnelle Befriedung der eroberten Gebiete.

2.)	 Die Urheber barbarisch asiatischer 
Kampfmethoden sind die politischen 
Kommissare. Gegen diese muß daher 
sofort und ohne Weiteres mit aller Schärfe 
vorgegangen werden. Sie sind daher, 
wenn im Kampf oder Widerstand ergriffen, 
grundsätzlich sofort mit der Waffe zu 
erledigen. […]

Bundesarchiv Berlin, RW 4/578, Bl. 42–44, 	  
Hervorhebung im Original
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 M4.j	  
Auszug aus dem Befehl zum „Verhalten der 
Truppe im Ostraum“ („Reichenau-Befehl“) 
von Generalfeldmarschall Walter von 
Reichenau, 10. Oktober 1941

Das wesentliche Ziel des Feldzuges gegen 
das jüdisch-bolschewistische System ist die 
völlige Zerschlagung der Machtmittel und 
die Ausrottung des asiatischen Einflusses im 
europäischen Kulturkreis.

Hierdurch entstehen auch für die Truppe 
Aufgaben, die über das hergebrachte einseitige 
Soldatentum hinausgehen. Der Soldat ist im 
Ostraum nicht nur ein Kämpfer nach den Regeln 
der Kriegskunst, sondern auch Träger einer 
unerbittlichen völkischen Idee und Rächer 
für alle Bestialitäten, die deutschem und 
artverwandtem Volkstum angetan wurde.

Deshalb muß der Soldat für die Notwendigkeit 
der harten, aber gerechten Sühne am jüdi-
schen Untermenschentum volles Verständnis 
haben. Sie hat den weiteren Zweck, Erhebun- 
gen im Rücken der Wehrmacht, die erfahrungs-

gemäß stets von Juden angezettelt wurden, im 
Keime zu ersticken. [...]

Fern von allen politischen Erwägungen der 
Zukunft hat der Soldat zweierlei zu erfüllen:

1.)	 die völlige Vernichtung der bolschewisti-
schen Irrlehre, des Sowjetstaats und seiner 
Wehrmacht,

2.)	 die erbarmungslose Ausrottung artfremder 
Heimtücke und Grausamkeit und damit 
die Sicherung des Lebens der deutschen 
Wehrmacht in Rußland.

Nur so werden wir unserer geschichtlichen 
Aufgabe gerecht, das deutsche Volk von der 
asiatisch-jüdischen Gefahr ein für allemal zu 
befreien. [...]
 
Zitiert nach Müller, Norbert (Hg.) 1982. Deutsche 	  
Besatzungspolitik in der UdSSR 1941–1944. Dokumente. 
2. Auflage. Köln, S. 113
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 M4.k 
Chinesische Migration nach Hamburg und 
die „Chinesenaktion“ von 1944

Im 19. Jahrhundert wurden auf europäi-
schen Schiffen vermehrt chinesische 
Arbeitskräfte angeheuert. Vor allem seit 
den 1920er-Jahren siedelte sich eine 
wachsende Zahl von ihnen in europäischen 
Hafenstädten an, wo sie Geschäfte, Gast-
stätten oder Wäschereien betrieben. Auch  
in Hamburg ließen sich über hundert 
chinesische Seeleute rund um die 
Schmuckstraße im hafennahen Arbeiter- 
und Vergnügungsviertel St. Pauli nieder.

Das NS-Regime nahm eine widersprüchli-
che Haltung gegenüber China ein. Dies 
schlug sich auch auf den staatlichen 
Umgang mit den chinesischen Migranten 
nieder. Um die Außenhandelsbeziehungen 
zu China nicht zu gefährden, drängte 
das Auswärtige Amt darauf, sich mit 
rassistischen Maßnahmen gegenüber 
chinesischen Staatsangehörigen 
zurückzuhalten. Gleichwohl wurde die 
Minderheit ab 1936 reichsweit einer 
verschärften „ausländerpolizeilichen 
Kontrolle“ unterworfen. Auch gingen 
die NS-Behörden verstärkt gegen 
deutsch-chinesische Beziehungen und 
Eheschließungen vor, ohne jedoch ihre 
„rassenpolitischen“ Motive offenzulegen. 

Auch in Hamburg führte die Polizei ab 
1936 Razzien gegen die chinesische 
Community durch. Die Gestapo schrieb  
den Migranten in St. Pauli ein hinterlistiges 
Wesen zu und unterstellte ihnen pau- 
schal kriminelle Aktivitäten wie Devisen-
schmuggel oder Rauschgifthandel. Ent-
sprechende Ermittlungen blieben aber 
ohne Nachweis. Im Zweiten Weltkrieg und 
vor allem nach der Kriegserklärung Chinas 
an Deutschland Ende 1941 verschärften 

sich die Repressalien weiter. Am 13. Mai  
1944 nahm die Gestapo bei einer „Chine-
senaktion“ genannten Razzia die rund 
130 in St. Pauli lebenden chinesischen 
Staatsangehörigen und teils auch ihre 
deutschen Partnerinnen fest. Unter dem 
Vorwurf der „Feindbegünstigung“ wurden 
die Migranten in das Polizeigefängnis 
Fuhlsbüttel verbracht. Von dort kamen  
viele von ihnen in ein „Arbeitserziehungs-
lager“ in Wilhelmsburg und einige an-
schließend in das KZ Neuengamme. Viele 
der Männer wurden schwer misshandelt. 
Mindestens 17 überlebten die Haft nicht.

Nach dem Krieg kehrten bis auf 30 Perso-
nen alle Überlebenden aus Hamburg nach 
China zurück. Bis in die 1960er-Jahre 
kämpften die Verbliebenen erfolglos um  
Wiedergutmachung. Aus Sicht der 
Hamburger Justiz war die „Chinesenaktion“ 
eine gewöhnliche Strafverfolgung und 
nicht rassistisch motiviert, weshalb den 
Betroffenen kein Entschädigungsanspruch 
zuerkannt wurde. 
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 M4.l 
Von der antisemitischen Mordpolitik in 
Polen zur „Chinesenaktion“ in Hamburg

Erich Hanisch wurde 1903 in Berlin 
geboren. Ab 1927 war er bei der Polizei 
tätig, 1937 wechselte er zur Gestapo 
und trat in die NSDAP ein. Als Gestapo-
Beamter ging er nach Kriegsbeginn 
nach Polen. Dort organisierte er als 
SS-Sturmscharführer Deportationen 
und Razzien und war direkt an der 
massenhaften Ermordung von Jüdinnen 
und Juden beteiligt. Nach seiner Rückkehr 
nach Hamburg im Oktober 1943 war er bei 
der dortigen Gestapo für die Überprüfung 
der in der Stadt lebenden Ausländer*innen 
sowie für die „Überwachung des 
möglichen Geschlechtsverkehrs zwischen 
Ausländern und Deutschen“ zuständig. In 
dieser Funktion leitete Hanisch 1944 die 
„Chinesenaktion“ in Hamburg. Mehrere 
chinesische Betroffene berichteten nach 
dem Krieg, von Hanisch auf brutalste 
Weise körperlich misshandelt worden zu 
sein. 

Der Historiker Lars Amenda schreibt über 
Erich Hanisch:

Erich Hanisch praktizierte die Methoden, die 
er als Täter des Holocaust in Polen zwischen 
1941 und 1943 kennen gelernt hatte, nach 
seiner Rückkehr 1943 auch in Hamburg. Diese 
Massenmörder aus den Reihen der Gestapo 
radikalisierten und entzivilisierten sich bei ihren 
Aufenthalten „im Osten“ selbst und waren auch 
nach ihrer Rückkehr ins Reichsgebiet von diesen 
Taten geprägt. Als Kämpfer im Rassenkrieg, die 
im besetzten Osteuropa jüdische Menschen 
töteten, deportierten und verhungern ließen, 
setzten sie ähnliche Methoden auch in 
deutschen Städten gegenüber osteuropäischen 
Zwangsarbeiterinnen und Zwangsarbeitern 
ein – und gegen chinesische Männer in Sankt 
Pauli. An der Sprache und den Taten von 
Erich Hanisch im Zuge der „Chinesenaktion“ 
lässt sich unschwer der Habitus des 
nationalsozialistischen „Rassenkriegers“ 
erkennen. 

Auszug aus: Amenda, Lars 2006. Fremde – Hafen – 
Stadt. Chinesische Migration und ihre Wahrnehmung in 
Hamburg 1897–1972. Hamburg/München, S. 275 f
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 M4.m	  
Ausschnitt aus einem Porträtfoto  
von Charles N’Tchoréré

Musée des troupes de marine, Fréjus

Das undatierte Foto zeigt Charles 
N’Tchoréré in der Uniform der französi-
schen Kolonialeinheit Tirailleurs 
Sénégalais. An seinem Revers heften  
zahlreiche Orden.
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 M4.n	  
Foto von Bayume Mohamed Husen,  
ca. 1934	

Das Foto zeigt Bayume Mohamed Husen 
aufrecht stehend in der Uniform der 
Askari, der afrikanischen Kolonialsoldaten 
in der Kolonie „Deutsch-Ostafrika“.  

Sammlung M. Bechhaus-Gerst

Die Uniform stammte vermutlich aus 
dem kolonialen Spielfilm „Die Reiter von 
Deutsch-Ostafrika“ von 1934, in dem 
Husen einen Askari spielte. Auf dem Foto 
heftet ein „Ehrenkreuz“ an seiner Brust. 
Im wahren Leben wurde ihm dieser Orden 
für seinen Einsatz im Ersten Weltkrieg 
dagegen verwehrt.
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 M4.o	  
Auszug aus einem Schreiben des 
Schutztruppenarchivs an die Polizei Berlin-
Pankow, September 1936 

Der Verfasser des Schreibens bezieht sich 
auf Bayume Mohamed Husens Antrag auf 
Verleihung des „Ehrenkreuzes” für seinen 
Fronteinsatz im Ersten Weltkrieg.

[Es] besteht kein Zweifel, daß Mohamed 
Hussein während des Weltkrieges als Soldat  
(Askari) auf deutscher Seite gekämpft hat.  
Fraglich ist aber, ob das Ehrenkreuz des Welt- 
krieges auch an farbige Mannschaften der 
Schutztruppe, die nicht „Reichsdeutsche“ 
sondern als „Eingeborene“ „Schutzgebiets-
angehörige“ waren, verliehen werden dürfe. 
[…] Der [Reichs- und Preußische Minister des 
Innern] hat darauf im Einvernehmen mit dem 
Auswärtigen Amt entschieden, daß Anträgen 
von farbigen Schutztruppenangehörigen auf 
Verleihung des vom Herrn Reichspräsidenten 
durch Verordnung vom 13. Juli 1934 gestifteten 
Ehrenkreuzes nicht zu entsprechen sei.

BArch Berlin, R 1001/1105, Bl. 157

 M4.p	  
Übersetzung eines Auszugs aus einem 
Schreiben Bayume Mohamed Husens an 
das Auswärtige Amt, 20. April 1937

[I]ch war von Anfang bis Ende im Krieg dabei. 
[...] Ich will nicht viel, ich will nur meine Aus-
zeichnung. [...] Es ist keine Lüge, noch will ich 
mir etwas unrechtmäßig aneignen, es ist mein 
Recht. [...] Ich [...] habe im Krieg meinen und 
den Sold meines Vaters verpasst, selbst meine 
Anerkennung wollt ihr mir vorenthalten? Wir 
Nubier und einige Swahili sind sehr betrübt, 
diese Nachricht zu bekommen. Wir hatten nicht 
gedacht, dass die Deutschen so eine Art haben.

Zitiert nach der Übersetzung eines auf Kiswahili verfassten 
Briefes, den Husen am 20.4.1937 an das Auswärtige Amt 
richtete, in: Bechhaus-Gerst, Marianne 2007. Treu bis in 
den Tod. Von Deutsch-Ostafrika nach Sachsenhausen – 
Eine Lebensgeschichte. Berlin, S. 98 f
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 M4.q	  
Eines der zwei Teile des 1939 eingeweihten 
„Schutztruppen-Ehrenmals“ (auch „Askari- 
Relief“ genannt) in der mittlerweile ge- 
schlossenen Lettow-Vorbeck-Kaserne, 
Hamburg

Im August 1939 – kurz vor dem  
deutschen Angriffskrieg gegen Polen – 
wurde das „Schutztruppen-Ehrenmal“ in 
einer 1934 errichteten, nach General Paul  
von Lettow-Vorbeck benannten Wehr-
machts-Kaserne in Hamburg eingeweiht. 
Die „Schutztruppe“ (Kolonialtruppe) 
in „Deutsch-Ostafrika“ hatte im Ersten 
Weltkrieg unter Lettow-Vorbecks Befehl 
über den Waffenstillstand hinaus gegen 
britische Einheiten gekämpft. 

Foto: Kim Todzi, 2015 

Zwar desertierte im Kriegsverlauf eine 
wachsende Zahl afrikanischer Soldaten und 
Träger, nach dem Ersten Weltkrieg diente 
das Beispiel dieser Kolonialtruppe dennoch 
für die angebliche „Treue“ der Askari 
gegenüber ihren deutschen Befehlshabern.

Das zweiteilige „Schutztruppen-Ehrenmal“ 
sollte an den Kampf der ostafrikanischen 
„Schutztruppe“ und die angebliche „Treue“  
der Askari erinnern. Die beiden Flügel des  
Denkmals zeigen Askari sowie afrikanische 
Träger, die einem weißen Offizier folgen. 
Die nach dem Zweiten Weltkrieg von der 
Bundeswehr betriebene Lettow-Vorbeck-
Kaserne wurde seit 1999 nicht mehr voll-
ständig genutzt und ist seit 2005 endgültig 
geschlossen.
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 M4.r	  
Symbolisch durch Aktivist*innen 
umbenannte Lettow-Vorbeck-Kaserne, 
2003

Im Jahre 2003 benannten Aktivist*innen 
aus Hamburger Initiativen, darunter das 
Eine Welt Netzwerk Hamburg e.V., das 
Gelände der Lettow-Vorbeck-Kaserne 
symbolisch nach Bayume Mohamed Husen 
(hier in anderer Schreibweise) um. 

Foto: Heiko Möhle, 2003
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 M4.s	  
Texttafel an der Kasernenmauer, 2003

Im Rahmen der symbolischen 
Umbenennungsaktion von 2003 brachten 
die Aktivist*innen auch eine Texttafel 
an der Kasernenm auer an, die eine 
Kurzbiografie von Husen und eine Kritik 
am „Askari-Relief“ beinhaltet.

Foto: Heiko Möhle, 2003
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 Antisemitismus/antisemitisch 
Der Ende des 19. Jahrhunderts geprägte Be-
griff Antisemitismus bezeichnet rassistische 
Formen der Feindschaft gegenüber Jüdinnen  
und Juden. Während andere rassistisch 
diskriminierte Gruppen vor allem als minder-
wertig erachtet werden, werden Jüdinnen und 
Juden im Antisemitismus auch als mächtig und 
deshalb bedrohlich dargestellt. Antisemitismus 
war von zentraler Bedeutung für die Ideologie 
und Politik der Nationalsozialist*innen und  
wurde durch „Rassengesetze“ (z.B. die 
„Nürnberger Rassengesetze“) im national-
sozialistischen Rechtssystem verankert.  
Im Zweiten Weltkrieg mündete die antisemitisch 
begründete Entrechtung im nationalsozialisti-
schen Massenmord an über sechs Millionen 
europäischen Jüdinnen und Juden. 

 Antislawismus/antislawisch 
Bereits im 19. Jahrhundert war Antislawismus – 
auch Slawenfeindlichkeit genannt – in  
Deutschland als eine Form des Rassismus weit 
verbreitet. Darunter ist die Diskriminierung und 
Verfolgung von Menschen osteuropäischer  
Herkunft zu verstehen, die durch rassistische  
Zuschreibungen als Angehörige einer „slawi-
schen Rasse“ angesehen werden. „Slawen“ 
wurden als minderwertig erachtet und es wurde 
ihnen die Fähigkeit zur Kultivierung von Land  
abgesprochen. Antislawismus spielte in der 
nationalsozialistischen Ideologie und Politik eine  
wichtige Rolle, insbesondere für die Rechtferti- 
gung des Angriffskrieges gegen die Sowjet-
union, die Annexion osteuropäischer Regionen 
für deutsche Siedlungsprojekte und die 
unmenschliche Behandlung sowjetischer 
Kriegsgefangener im Zweiten Weltkrieg. 

 Antiziganismus/antiziganistisch 
Als Antiziganismus wird die Diskriminierung 
und Verfolgung von Menschen bezeichnet, die 
als „Zigeuner“ stigmatisiert werden. Vorurteile 

gegen Sinti und Roma prägten schon seit dem 
19. Jahrhundert das staatliche Handeln und 
die gesellschaftliche Haltung in Deutschland. 
Die Nationalsozialist*innen begannen nach 
der Machtübernahme mit der systematischen 
Erfassung dieser Bevölkerungsgruppen. Das 
„Gesetz zur Verhütung erbkranken Nach- 
wuchses“ vom 14. Juli 1933 und die „Nürnber-
ger Rassengesetze“ 1935 bildeten die Grund-
lage für die rassistische Ausgrenzung und Ver- 
folgung sowie für Zwangssterilisationen und 
den Massenmord an Sinti und Roma im 
Nationalsozialismus. 

 „Arier“/„arisch“/„Arisierung“/
„Ariernachweis“ 
Die Nationalsozialist*innen vertraten die Vor- 
stellung, dass es höherwertige und minder-
wertige „Rassen“ gebe. Ihrer Ideologie zufolge 
bildeten die „Arier“, zu denen sie die meisten 
nicht jüdischen Deutschen zählten, die 
höchststehende „Rasse“. Neben die Bezeich- 
nung „arisch“ trat ab 1935 auch „deutsch-
blütig“. Mit dem „Ariernachweis“ mussten 
bestimmte Berufsgruppen – insbesondere 
Beamte und Angestellte des öffentlichen 
Dienstes – im nationalsozialistischen Deutsch-
land ihre Herkunft nachweisen und wurden 
in entsprechende Kategorien eingeteilt: Als 
„nichtarisch“ bzw. „artfremd“ geltende 
Personen wie Jüdinnen und Juden, Sinti und 
Roma und People of Color wurden vor dem 
Hintergrund dieser Ideologie aus bestimmten 
Berufsfeldern ausgeschlossen („Arisierung“), 
entrechtet und ausgegrenzt. 

 „Artfremde“/„artfremd“ 
Die rassistische Ideologie der Nationalsozialis- 
t*innen ging davon aus, dass es höher- und 
minderwertige „Rassen“ gebe. Dabei stand 
der Personengruppe, die als „deutschblütig“ 
bzw. „arisch“ galt, die höchste Stellung zu. In 
„Rassengesetzen“ wurde geregelt, wer nicht 
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zu dieser Gruppe gehörte. Jüdinnen und 
Juden, Roma und Sinti und People of Color 
wurden auf dieser Grundlage als „artfremd“ 
bzw. „nichtarisch“ bezeichnet, diskriminiert 
und verfolgt. 

 Askari 
Askari ist eine zeitgenössische Bezeichnung 
für Soldaten vorwiegend afrikanischer Her-
kunft, die in den Kolonialgebieten im Dienst 
europäischer Großmächte standen. Der Be-
griff wurde von dem Swahili-Wort für Soldat 
übernommen und bezieht sich im deutschen 
Sprachgebrauch insbesondere auf afrikanische 
Kolonialsoldaten in der Kolonie „Deutsch-Ost-
afrika“ (heute Ruanda, Burundi und Tansania 
ohne Sansibar). Siehe auch „treuer Askari“. 

 „deutschblütig“ 
Siehe „Arier“/„arisch“/„ Arisierung“/
„Ariernachweis“.

 
 „Eingeborene“ 

Die deutsche Kolonialmacht kategorisierte die 
kolonisierten Bevölkerungen als „Eingeborene“, 
womit sie zugleich den Europäer*innen unter-
geordnet werden sollten. „Eingeborene“ waren 
zwar Untertan*innen des deutschen Staates, 
doch wurden ihnen die deutsche Staatsbürger-
schaft und die sich daraus ergebenden Rechte 
vorenthalten. In den kolonisierten Gebieten 
waren sie einer eigenen Rechtsprechung 
unterstellt. In einigen Kolonien – darunter 
in „Deutsch-Südwestafrika“ (dem heutigen 
Namibia) – war ihnen ab Anfang des 20. 
Jahrhunderts die Eheschließung mit Deutschen 
untersagt. In „Deutsch-Südwestafrika“ wurden 
1907 „Eingeborenenverordnungen“ erlassen, 
mit denen die Rechte der Kolonisierten weiter 
eingeschränkt wurden. Unter anderem wurde 
„Eingeborenen“ das Recht auf Freizügigkeit und 
das Recht auf Landbesitz entzogen. 

 Entente-Mächte/Entente 
Als Entente-Mächte oder Entente wurden die  
im Ersten Weltkrieg gegen Deutschland kämp-
fenden Staaten Großbritannien und Frankreich 
– und bisweilen auch deren Verbündete – 
bezeichnet. 

 „Exotik“/„exotisch“/Exotisierung 
Die Begriffe werden zur Bezeichnung meist 
außereuropäischer, nicht westlich geprägter 
Regionen und Menschen verwendet, um 
die ihnen zugeschriebene „Fremdheit“ 
hervorzuheben. „Exotik“ verweist also auf die 
Vorstellung kultureller oder auch „rassischer“ 
Unterschiede. Exotisierung betont den Vorgang, 
in dem diese Unterscheidung getroffen 
wird. Trotz der Ähnlichkeiten zu kolonialen 
Rassismen kann Exotisierung aber auch mit 
einer Wertschätzung, mit Sehnsüchten und 
einem Begehren verbunden sein, die der 
rassistischen Abgrenzung und Abwertung 
entgegenlaufen. 

 
 „Farbige“/„farbig“ 

Der Begriff hat seinen Ursprung in der Kolonial- 
zeit und bezeichnete alle Menschen, die nicht  
als weiß angesehen wurden. Auch im National-
sozialismus wurde der Begriff in diesem Sinne  
verwendet. Unter anderem galten Menschen 
afrikanischer, indischer, arabischer, chinesi-
scher und japanischer Herkunft als „farbig“. 
Die Bezeichnung von Menschen als „farbig“ 
bedeutet gleichzeitig, dass weiß als Normalzu-
stand aufgefasst wird. Siehe People of Color.

 
 „Gemeinschaftsfremde“/ 

„gemeinschaftsfremd“ 
Mit diesem Begriff wurden Personen 
bezeichnet, die aus rassistischen, sozialen 
oder politischen Gründen aus der national-
sozialistischen „Volksgemeinschaft“ ausge-
grenzt wurden. Siehe „Volksgemeinschaft“. 
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 Jüdinnen und Juden/jüdisch 
Während in der Selbstbezeichnung von 
Jüdinnen und Juden in der Regel die eigene 
Religionszugehörigkeit zum Judentum eine  
wesentliche Rolle spielt, verstehen antisemiti-
sche Fremdzuschreibungen Jüdinnen und 
Juden als klar abgrenzbare Gruppe, die mit 
dem Abstammungsprinzip begründet wird. 
Die Nationalsozialist*innen legten in den 
„Nürnberger Rassengesetzen“ von 1935 
fest, dass als „Jude“ galt, wer mindestens drei 
Großelternteile jüdischen Glaubens hatte. Per-
sonen mit bis zu zwei Großelternteilen jüdischen 
Glaubens galten als „jüdische Mischlinge“.  

 Kolonialrevisionismus/ 
kolonialrevisionistisch 
Der Begriff bezeichnet deutsche Bestrebungen 
nach der Niederlage im Ersten Weltkrieg, die 
an die Siegermächte abgetretenen deutschen 
Kolonien wiederzuerlangen. Die kolonialre-
visionistische Propaganda wandte sich gegen 
den Vorwurf der Siegermächte, die Deutschen 
hätten sich – unter anderem durch Grausam-
keiten gegenüber der Bevölkerungen in den 
Kolonien – als unfähig zum Kolonisieren 
erwiesen. Dieser Vorwurf wurde von kolonialre-
visionistischer Seite als „koloniale Schuldlüge“ 
bezeichnet. Um diesen Vorwurf zu entkräften, 
stellte die kolonialrevisionistische Propaganda 
vor allem die vermeintliche „Treue“ der afrikani-
schen Kolonialsoldaten (Askari) im Ersten Welt-
krieg heraus. Siehe auch „treuer Askari“. 

 Kolonialismus/kolonial 
Unter Kolonialismus wird die Herrschaft einer 
ursprünglich ortsfremden (kolonisierenden) 
über eine ortsansässige (kolonisierte) Gruppe 
verstanden. Gerechtfertigt wird dieses 
Herrschaftsverhältnis mit rassistischen 
Begründungen, wie beispielsweise, die orts-
ansässigen Bevölkerungen seien „minder-
wertig“, weniger entwickelt und nicht zum 

Bewirtschaften des Landes fähig. Als euro-
päischer Kolonialismus wird die 500 Jahre 
umfassende Epoche bezeichnet, die Ende des 
15. Jahrhunderts mit der Eroberung der 
Amerikas begann und mit der Dekolonisation 
im 20. Jahrhundert ein vorläufiges Ende fand. 
Aufgrund der langen Dauer dieser Periode und 
der vielen darunter zusammengefassten Länder 
und Regionen unterscheiden sich Motive und 
Arten kolonialer Herrschaft stark voneinander. 
Koloniale Strukturen und kolonialrassistisches 
Denken wirken in verschiedenem Maße bis 
heute fort, selbst wenn die formale Kolonialzeit 
beendet ist. Siehe Postkolonial. 

 „Kulturnation“/„Kulturvolk“ 
Siehe „Naturvolk“. 

 Mandatsmacht/Mandatsgebiet/
Mandat/Mandatsherrschaft 
Nach der Niederlage im Ersten Weltkrieg 
musste Deutschland seine Kolonien an den  
Völkerbund abtreten. Dieser übertrug die Ver-
antwortung – das Mandat – für die Verwaltung 
der Gebiete an verschiedene Siegermächte, 
darunter Großbritannien und Frankreich. Diese 
wurden als Mandatsmächte bezeichnet, die 
ehemaligen deutschen Kolonien als Mandats-
gebiete.  

 „Mischehen“ 
Siehe „Rassenmischehen“. 

 „Mischling“/„Mischlingskind“ 
Der Begriff „Mischling“ entstand im 17. Jahr- 
hundert im Zuge der europäischen Kolonisie- 
rung außereuropäischer Regionen. Er wurde in  
Deutschland bis nach dem Zweiten Weltkrieg  
verwendet und bezog sich i.d.R. auf Personen 
mit einem europäischen und einem außereuro-
päischen Elternteil (vgl. „jüdische Mischlinge“). 
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Sowohl in einigen deutschen Kolonien als 
auch im Nationalsozialismus drohte diesem 
Personenkreis aufgrund rassistischer 
Verordnungen bzw. der „Nürnberger Rassen-
gesetze“ der Verlust der staatsbürgerlichen 
Rechte. Im Nationalsozialismus wurden über 
400 Kinder deutscher Frauen und französischer 
Kolonialsoldaten als „Mischlinge“ erfasst und 
zwangssterilisiert. Da erst die Vorstellung von 
einer „reinen Rasse“ dem Wort eine Bedeutung 
gibt, ist der Begriff rassistisch und wird daher 
heute nicht mehr verwendet. 

 „Naturvolk“ 
Als „Naturvölker“ bezeichneten Europäer*innen 
seit dem 18. Jahrhundert Bevölkerungen meist  
außereuropäischer Regionen, die sie als natur- 
verbunden, unzivilisiert sowie kultur- und 
geschichtslos ansahen. Demgegenüber  
verstanden sich die Europäer*innen selbst als 
Angehörige eines „Kulturvolkes“ bzw. einer  
„Kulturnation“. Der Gegenüberstellung lagen 
Vorstellungen von „fortschrittlichen“ 
Gesellschaften zugrunde, die „rückständigen“ 
Gesellschaften überlegen seien. Diese Rang-
ordnung diente dazu, die Kolonisierung 
außereuropäischer Regionen zu rechtfertigen. 

 „Neger“ 
„Neger“ als Bezeichnung für Menschen afrika-
nischer Herkunft bzw. dunkler Hautfarbe wurde 
mit dem Aufkommen des europäischen Rassis-
mus in die deutsche Sprache übernommen. 
Dieser teilte Menschen aufgrund ihrer Herkunft 
und ihrer äußeren Erscheinung in verschiedene 
„Rassen“ ein. Menschen, die als weiß galten, 
wurde dabei ein höherer Wert zugemessen 
als solchen, die als „farbig“ galten. Auf der 
untersten Stufe dieser rassistischen Ordnung 
wurden die als „Neger“ bezeichneten Menschen 
afrikanischer Herkunft eingeordnet. Weil der 
Begriff rassistisch ist, ist er heute durch die 
Bezeichnung „Schwarz“ abgelöst worden.

 „Nichtarier“/„nichtarisch“ 
Den Begriff „nichtarisch“ diente im National-
sozialismus zur Bezeichnung von Personen, die 
gemäß den „Rassengesetzen“ als „artfremd“ 
galten. Siehe auch „Arier“/„arisch“/ 
„Arisierung“/„Ariernachweis“. 

 „Nürnberger Rassengesetze“ 
Siehe „Rassengesetze“. 

 People of Color 
People of Color ist eine Selbstbezeichnung von 
Menschen, die Rassismen ausgesetzt sind, 
weil sie nicht als weiß gelten. Als People of 
Color bezeichneten sich in den 1960er-Jahren 
Schwarze, indische und andere nicht als weiß 
geltende Südafrikaner*innen im Kampf gegen 
das rassistische Apartheidregime. In den 
frühen 1980er-Jahren setzte sich der Begriff in 
den USA und Großbritannien durch, seit Mitte 
der 1990er-Jahre wird er auch in Deutschland 
verwendet.

 
 Postkolonial 

Rassistische Denkweisen, die im Zusam-
menhang mit dem europäischen Kolonialis- 
mus entstanden, wirken im Rassismus gegen  
People of Color bis in die Gegenwart hinein 
fort. Auch herrscht bis heute ein eurozentri- 
sches Weltbild vor, in dem das koloniale 
Selbstverständnis der Europäer*innen fort- 
wirkt. In diesem Sinne bedeutet postkolonial 
nicht einfach „nach dem (europäischen) 
Kolonialismus“. Vielmehr wirkt kolonialrassisti-
sches Denken auf heutige politische Machtver-
hältnisse, gesellschaftliche Ordnungen und 
die ungleiche Verteilung von Reichtum ein. 
Postkoloniale Sichtweisen spüren diesen 
Nachwirkungen nach und brechen solche 
Sichtweisen durch Perspektivwechsel auf. 
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 „Rasse“/„rassisch“ 
Im europäischen Rassismus des 19. Jahr-
hunderts wurde die Menschheit in verschie-
dene „Rassen“ eingeteilt. Verbunden war dies 
mit der Überzeugung, die „weiße Rasse“ 
– gemeint waren Europäer*innen und ihre 
Nachfahren – sei den „farbigen Rassen“ 
überlegen. Mit dieser Behauptung rechtfertig-
ten Europäer*innen die Kolonialherrschaft 
über außereuropäische Regionen sowie 
die Versklavung insbesondere Schwarzer 
Menschen aus afrikanischen Regionen. Galten 
wissenschaftliche Theorien im Kolonialismus 
und Nationalsozialismus als Grundlage des 
Rassismus, ist heute die Existenz verschiedener 
menschlicher „Rassen“ wissenschaftlich 
widerlegt. Da der Begriff rassistisch ist, wird er 
nur in Anführungszeichen verwendet.

 
 „Rassengesetze“ 

„Rassengesetze“ dienen einer herrschenden 
Gruppe von Menschen dazu, ihren Rassismus 
gegenüber anderen Gruppen auf eine rechtliche 
Grundlage zu stellen. Ein bekanntes Beispiel 
sind die „Nürnberger Rassengesetze“ 
vom September 1935. Mit ihnen erklärte das 
NS-Regime Menschen mit drei jüdischen 
Großelternteilen zu Juden und Personen 
mit bis zu zwei Großelternteilen jüdischen 
Glaubens zu „jüdischen Mischlingen“. Diese 
Personengruppen waren als Bürger*innen 
zweiter Klasse massiver Diskriminierung und 
Verfolgung ausgesetzt. Die „Nürnberger 
Rassengesetze“ wurden in Teilen auch auf 
Sinti und Roma sowie auf People of Color 
angewandt.

 
 „Rassenmischehen“ 

Als „Rassenmischehen“ oder „Mischehen“ 
wurden im deutschen Kolonialismus eheliche 
Verbindungen zwischen Deutschen und 
Angehörigen der kolonisierten Bevölkerung 
(in der Regel zwischen deutschen Männern 

und Frauen aus den Kolonien) bezeichnet. In 
mehreren deutschen Kolonien wurden solche 
Ehen Anfang des 20. Jahrhunderts verboten. 
In „Deutsch-Südwestafrika“ (heute Namibia) 
wurden sie sogar rückwirkend für ungültig 
erklärt, woraufhin die Ehefrauen und Kinder 
die deutsche Staatsbürgerschaft verloren und 
zu „Eingeborenen“ erklärt wurden. Ehen 
zwischen deutschen Frauen und Männern aus 
den Kolonialgebieten kamen in den Kolonien 
aus rassistischen Gründen faktisch nicht vor. 

 „Rassenpolitik“/„rassenpolitisch“ 
Der Begriff bezeichnet die politische Umset-
zung rassistischer Ideologien. Diese kann 
neben juristischen auch polizeiliche und weitere 
staatliche Maßnahmen umfassen.

 
 Rassismus/Rassismen/rassistisch 

Rassismus als eine Form der Diskriminierung 
beruht auf der Vorstellung, dass es verschie-
dene Gruppen von Menschen gibt, die unter-
schiedlich viel wert sind. Je nachdem, ob die 
Gruppenzugehörigkeit auf körperliche oder 
kulturelle Eigenschaften zurückgeführt wird, 
spricht man von biologistischem oder kulturel-
lem Rassismus. Rassismus ist eng verbunden 
mit gesellschaftlichen Machtverhältnissen. So 
kann er dazu dienen, den Herrschaftsanspruch 
einer Gruppe von Menschen über andere zu 
rechtfertigen, wie zum Beispiel im Kolonialis-
mus. Je nach historischem Kontext gibt es 
große Unterschiede zwischen verschiedenen 
Arten von Rassismus, so dass man auch von 
Rassismen im Plural sprechen kann. 

 
 Roma und Sinti 

Siehe Sinti und Roma.
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 Schwarz 
„Schwarz“ ist eine Selbstbezeichnung von 
Menschen, die afrikanischer Herkunft sind 
bzw. afrikanische Vorfahr*innen haben. Der 
Begriff bezieht sich auf das englische Wort 
„Black“ und dessen Bedeutung, wie sie die 
afroamerikanische Bürgerrechts- und Black-
Power-Bewegung der 1960er- und 1970er-
Jahre in den USA prägte. Wie „Black“ wird 
auch „Schwarz“ oft groß geschrieben, um zu 
verdeutlichen, dass es sich um einen politischen 
Begriff und nicht um die Beschreibung einer 
Hautfarbe handelt. Damit verweist der Begriff 
auf die geteilten Erfahrungen von gesellschaftli-
cher Diskriminierung und den antirassistischen 
Widerstand Schwarzer Menschen in Gesell-
schaften, die von anti-Schwarzem Rassismus 
geprägt sind. 

 „Schwarze Schmach“ 
Unter dem Kampfbegriff „Schwarze Schmach“ 
hetzte eine von staatlicher Seite ins Leben 
gerufene und von breiten gesellschaftlichen 
Schichten getragene deutsche Propaganda-
Kampagne nach dem Ersten Weltkrieg gegen 
die Stationierung von Kolonialsoldaten der 
Siegermächte im besetzten Rheinland. Die 
Propaganda unterstellte diesen Soldaten, 
massenhaft deutsche Frauen zu vergewaltigen 
und dabei „Mischlinge“ zu zeugen. Diese 
Vorwürfe ließen sich nicht belegen, aber die 
rassistischen und sexistischen Bilder der 
„Schwarze Schmach“-Kampagne wirkten bis in 
die Zeit des Nationalsozialismus und darüber 
hinaus fort.

 
 Sinti und Roma 

Sinti und Roma ist die Eigenbezeichnung der im 
Antiziganismus als „Zigeuner“ diskriminierten 
und verfolgten Bevölkerungsgruppen. Als Sinti 
bezeichnet werden die in Mitteleuropa seit 
dem ausgehenden Mittelalter beheimateten 
Angehörigen der Minderheit, als Roma jene 

ost- bzw. südosteuropäischer Herkunft. Die 
nationalen Sinti- und Roma-Gemeinschaften 
sind durch die Geschichte und Kultur ihrer 
jeweiligen Heimatländer stark geprägt. 
Außerhalb des deutschen Sprachkreises wird 
„Roma“ oder „Rom“ (das bedeutet „Mensch“) 
auch als Sammelbegriff für die gesamte 
Minderheit verwendet. In Deutschland bilden 
Sinti die größte Gruppe, daher wird hier die 
Bezeichnung „Sinti und Roma“ bevorzugt.

 
 „Slawen“/„slawisch“ 

Rassistische Bezeichnung für Menschen ost-
europäischer Herkunft, die als Angehörige einer 
„slawischen Rasse“ angesehen werden. Siehe 
Antislawismus.

 
 „treuer Askari“ 

Als Deutschland nach der Niederlage im Ersten 
Weltkrieg seine Kolonien abtreten musste, 
bedienten sich kolonialrevisionistische 
Kreise der Figur des „treuen Askari“ für 
ihre politischen Ziele. Sie behaupteten, 
dass die Askari genannten afrikanischen 
Kolonialsoldaten in „Deutsch-Ostafrika“ 
(heute Ruanda, Burundi und Tansania ohne 
Sansibar) im Ersten Weltkrieg „treu bis in 
den Tod“ auf deutscher Seite gekämpft 
hätten. Damit wollten sie den Vorwurf der 
Siegermächte entkräften, die Deutschen hätten 
sich durch Grausamkeiten gegenüber den 
Bevölkerungen in ihren Kolonien als unfähig 
zum Kolonisieren erwiesen. Tatsächlich hatten 
die Kolonialtruppen in „Deutsch-Ostafrika“ 
bis über den Waffenstillstand hinaus gegen 
die Briten gekämpft. Dass im Kriegsverlauf 
eine wachsende Zahl afrikanischer Soldaten 
und Träger Fahnenflucht begangen hatte, 
verschwieg die propagandistische Erzählung. 
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 Verflechtungen/
Verflechtungsgeschichte 
Verflechtungsgeschichtliche Ansätze betrachten 
Geschichte als Prozess, in dem Strukturen  
und Ereignisse in unterschiedlichen Regionen 
der Welt – wie Europa und außereuropäische 
Regionen, z.B. Kolonien europäischer 
Großmächte in Afrika und Asien – in einer 
engen, wechselseitigen Beziehung stehen. 
So hatte der europäische Kolonialismus aus 
einer verflechtungsgeschichtlichen Sicht nicht 
nur Auswirkungen auf die außereuropäischen 
Regionen, die durch europäische Großmächte 
kolonisiert wurden, sondern er wirkte sich um-
gekehrt auch nachhaltig auf die europäischen 
Gesellschaften selbst aus.

 
 „Völkerschauen“ 

„Völkerschauen“ waren Veranstaltungen, in 
denen Menschen meist außereuropäischer 
Herkunft in „exotischer“ Aufmachung vor 
einem europäischen Publikum als Angehörige 
von „Naturvölkern“ zur Schau gestellt 
wurden. In Deutschland waren solche Schauen 
von Ende des 19. Jahrhunderts bis in die 
1920er-Jahre weit verbreitet, vereinzelt gibt es 
aber auch heute noch Veranstaltungen, die den 
„Völkerschauen“ ähnlich sind.

 
 „Volksgemeinschaft“ 

Die Idee der „Volksgemeinschaft“ diente den 
Nationalsozialist*innen dazu, die deutsche 
Gesellschaft in eine Gesinnungsgemeinschaft 
umzuwandeln. Um Teil der „Volksgemeinschaft“ 
zu sein, war die Zugehörigkeit zur „arischen 
Rasse“ eine notwendige Bedingung. Es galten 
jedoch nur solche „arischen“ Personen als 
„Volksgenossen“, die sich der NS-Ideologie 
nicht widersetzten. Andere – politische 
Gegner*innen, aber auch Menschen mit Behin-
derungen und solche, deren Lebensweise vom 
nationalsozialistischen Ideal abwichen – wurden 
als „Gemeinschaftsfremde“ ausgegrenzt.

 „Volksgenossen“ 
Angehörige der nationalsozialistischen 
„Volksgemeinschaft“. Siehe auch „Volks-
gemeinschaft“.

 weiß 
Aus einer machtkritischen Sicht bezieht sich 
dieser Begriff weniger auf die helle Hautfarbe 
von Menschen europäischer Herkunft oder mit 
europäischen Vorfahr*innen, sondern vielmehr 
auf ihre darin begründete gesellschaftliche 
Vormachtstellung. Diese ist darauf zurückzu-
führen, dass die Machtverhältnisse in weiten 
Teilen der Welt durch den europäischen 
Kolonialismus und damit zusammenhängende 
Rassismen gegen Menschen geprägt sind, 
die als „farbig“ gelten. Damit gehen soziale 
Privilegien einher, die von weißen Menschen oft 
als selbstverständlich empfunden oder gar nicht 
erst wahrgenommen werden. So gilt Weißsein 
als Norm und wird deshalb oft nicht benannt.

 
 „Zigeuner“ 

Meist abwertende Bezeichnung für Sinti und 
Roma. Siehe Sinti und Roma.
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